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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Nationale Identitat

Einen ungewollt heftigen Disput Uber die Schweizer Fahne |6ste Nationalratskandidat
und Secondas Plus-Mitglied Ivica Petrusic (sp, AG) aus. An einer Medienkonferenz stellte
Petrusic die Frage, ob die christliche Symbolik der Schweizerfahne noch zeitgemass sei.
Symbole unterstinden einem Wandel und unterlagen auch einem Anpassungsdruck.
Diese Frage weckte harsche Kritik seitens der SVP, welche die Ausserung sogleich in
ihre Wahlpropaganda und die Werbung fir ihre Initiative zur Begrenzung der
Zuwanderung einbaute.

Rechtsordnung
Biirgerrecht

Unzufrieden mit dem Gang der Burgerrechtsrevision diskutierte die SP Uber die
Méglichkeit, eine Volksinitiative fiir die erleichterte Einbiirgerung zu lancieren. Ein
Begehren unter dem Titel ,FUr ein zeitgeméasses Blrgerrecht®™ wirde die automatische
Einblrgerung von Kindern, die bis zum 18. Lebensjahr mindestens funf Jahre in der
Schweiz gelebt haben, staatenlos sind oder aus einer dritten Generation stammen,
vorsehen. Zudem sollten klinftig nicht mehr die Gemeinden und Kantone, sondern der
Bund fur die Einblrgerung zustandig sein. ?

Zur Umsetzung der parlamentarischen Initiative Marra (sp, VD) hatten die
eidgendssiscnen Rate im  Herbst 2016 einerseits eine Anderung des
Blrgerrechtsgesetzes verabschiedet und andererseits einen Bundesbeschluss erlassen,
der die erleichterte Einbiirgerung von Auslanderinnen und Ausléandern der dritten
Generation in der Bundesverfassung verankert. Im Hinblick auf das auf den 12. Februar
2017 angesetzte obligatorische Referendum Uber die Verfassungsanderung gewann das
Thema im zu Ende gehenden Jahr 2016 auch in der 6ffentlichen Debatte langsam an
Prasenz. Mit Ausnahme der ,Weltwoche®, die schon Anfang November das erste Mal
zum verbalen Zweihénder griff und die Linke bezichtigte, .sich von den vielen
Eingeburgerten viele linke Stimmen™ zu erhoffen, sowie die ,Umwalzung der politischen
Entscheide, ja des ganzen politischen Erfolgsmodells der Schweiz" beflirchtete, liess
das Nein-Lager lange Zeit nichts von sich verlauten. Die erste SVP-Exponentin, die sich
in dieser Sache zu Wort meldete, war Nationalrdtin Yvette Estermann (svp, LU); als
gebdurtige Slowakin, die sich nach ihrer Heirat selbst erleichtert hatte einblrgern lassen,
sprach sie sich im ,Blick™ allerdings fur die erleichterte Einblrgerung der dritten
Generation aus. So war es denn auch das Beflirworter-Komitee - eine breite Allianz aus
Vertreterinnen und Vertretern aller grossen Parteien ausser der SVP -, das unterstutzt
von den Alt-Bundesratinnen Ruth Dreifuss (sp, GE) und Eveline Widmer-Schlumpf (bdp,
GR) sowie Alt-Bundesrat Pascal Couchepin (fdp, VS) am 22. November 2016
medienwirksam den Abstimmungskampf eroffnete. Kurz darauf wurde aber bekannt,
dass dem Pro-Komitee die finanziellen Mittel fehlten, um eine sichtbare
Inseratekampagne zu fuhren, da sich die Wirtschaftsverbande in dieser Frage nicht
engagierten. Neben der grossen Kontroverse um die Unternehmenssteuerreform il
fristete die Debatte um die erleichterte Einblrgerung somit ein Mauerblimchendasein.

Das laue Luftchen gegen die Vorlage - hauptsachlich Argumente bezlglich
foderalistischer Bedenken oder mangelnden Handlungsbedarfs - wich Anfang 2017
jedoch schlagartig einem Wirbelsturm, der sich - fir eine von SVP-Exponenten gefuhrte
Kampagne nicht ganz untypisch - einmal mehr um ein Burka-Plakat drehte. ,Die kennen
wir doch!”, Ubertitelte der ,Blick™ einen Artikel, in dem er aufzeigte, dass das gleiche
Sujet bereits bei den Kampagnen fur das Minarettverbot und die
Masseneinwanderungsinitiative sowie bei der Unterschriftensammlung flr das nationale
Verhillungsverbot zum Einsatz gekommen war. Damit war die 6ffentliche Debatte
definitiv lanciert, wenn auch vielmehr jene Uber die Angemessenheit der Plakate als
jene Uber das inhaltliche Fur und Wider der erleichterten Einblrgerung. Mit dem Motiv
hatten die Gegner das Thema vdllig verfehlt, da es sich bei den betreffenden
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Auslanderinnen und Auslandern der dritten Generation hauptséachlich um italienische,
spanische, portugiesische und tlrkische Staatsangehdrige handle, empoérte sich die
Unterstitzerseite. Wahrend Bundesratin Simonetta Sommaruga der Gegenseite
fehlende Argumente unterstellte, verkiindete Initiantin Ada Marra im Radio gar, dem-
oder derjenigen 2000 Franken zu bezahlen, der oder die ihr eine Burka tragende
Auslanderin der dritten Generation zeige. Im Internet sorgten die Plakate mit dem
~Burka-Schreckgespenst aus der Mottenkiste™ (BZ) derweil auch flr Belustigung, indem
das Sujet in vollig andere Kontexte gesetzt, ad absurdum geflihrt und durch den Kakao
gezogen wurde. Selbst aus den Reihen der SVP ertdnten kritische Stimmen zum
umstrittenen Plakat. Wahrend SVP-Nationalrat Maximilian Reimann (svp, AG) das Sujet
als .nicht optimal™ bezeichnete, war es fir Alex Kuprecht (svp, SZ) als Beflrworter der
Vorlage schlicht .einige Niveaus zu tief". Die Mitglieder des Pro-Komitees legten
daraufhin etwas Geld fur eine eigene, kleine Plakatkampagne an einigen grossen
Bahnhofen der Deutschschweiz zusammen. Nachdem die grosse Welle der Empdérung
abgeebbt war, platscherte der Abstimmungskampf wieder gemachlich vor sich hin.

Mit néher rickendem Abstimmungstermin richtete sich die Aufmerksamkeit nochmals
auf einen ganz anderen Aspekt der Abstimmung: das Stdndemehr. Was das Volksmehr
betrifft, zeigten die letzten Umfragen eine eher klare Tendenz zu einem Ja, doch das
Standemehr war bereits friheren Bestrebungen zur erleichterten Einblrgerung zum
Verhédngnis geworden (insb. bei der Volksabstimmung vom 12. Juni 1994). Experten
gingen davon aus, dass die Westschweizer Kantone und Zurich der Vorlage bei einem
Volksmehr mit grosser Wahrscheinlichkeit zustimmen wirden, wéhrend die meisten
Zentral- und Ostschweizer Kantone - traditionell skeptisch in Auslanderfragen - eher
zur Ablehnung der Vorlage neigen sollten. Den entscheidenden Ausschlag erwarteten
sie von den als ,Swing States™ bezeichneten Kantonen Basel-Landschaft, Graubtinden,
Luzern, Solothurn, Wallis und Zug. Dies sind zugleich jene Kantone, die die
Einblrgerung der dritten Auslandergeneration im Jahr 2004 mit weniger als 60% Nein-
Stimmen abgelehnt hatten. Angesichts der aktuellen, weniger radikalen Reform, die im
Gegensatz zu jener von 2004 insbesondere keinen Automatismus vorsieht, ist es
durchaus denkbar, dass einige der ,Swing States™ nun ins andere Lager wechseln. ®

Institutionen und Volksrechte
Bundesrat

Seit 1957 macht sich der Bundesrat am Tag nach der letzten ordentlichen Sitzung vor
den Sommerferien auf zu einem zweitagigen Wanderausflug. Die Bundesratsreise 2017
hatte also sozusagen 60-jahriges Jubilaum. Zwar hatte die Exekutive auch schon vor
1957 gemeinsame Reisen unternommen, allerdings waren das eher Inspektionen von
wichtigen Bauwerken als eigentliche .Schulreisli”, wie die Ausflige auch etwas
despektierlich genannt werden. Seit 1961 fihrt der Ausflug jeweils in den Heimatkanton
der amtierenden Bundesprasidentin oder des amtierenden Bundesprasidenten, der
oder die jeweils von den sechs Kolleginnen und Kollegen, dem Kanzler bzw. der
Kanzlerin sowie den beiden Vizekanzlern bzw. Vizekanzlerinnen begleitet wird.
Entsprechend flhrte die Reise 2017 zunachst in den Kanton Aargau, einen der beiden
Heimatkantone von Bundesprésidentin Leuthard. Am ersten Tag setzten sich die
Exekutivmitglieder im Rahmen von Besuchen an der Fachhochschule Nordwestschweiz
und dem Hightech-Zentrum in Brugg mit Fragen zur Bildung auseinander. Nach dem
Besuch einer Hutfabrik traf sich das Kollegium in Lenzburg mit der Bevdlkerung zu
einem Apéro. Nach einer kurzen Ubernachtung am Hallwilersee fiihrte die Reise die
Gruppe in den Kanton Obwalden - Sarnen ist neben Merenschwand (AG) der zweite
Heimatort von Bundesprasidentin Leuthard. Erste Station war Emmenbricke (LU), wo
der Bundesrat die nationale Verkehrsmanagementzentrale besuchte. Mit einem
Katamaran ging die Reise von Luzern nach Alpnach (OW) weiter. Den Abschluss bildete
eine Wanderung nach Sarnen, wo noch einmal ein Treffen mit der Bevdlkerung
anstand. *
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Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen
Raumplanung

Im Herbst prasentierte die Regierungskonferenz der Gebirgskantone ihre raumliche
Strategie der alpin gepragten Raume in der Schweiz. Darin brachten die sieben
Kantone Glarus, Graublnden, Nidwalden, Obwalden, Tessin, Uri und Wallis Vorschlage
zur Konkretisierung des Raumkonzepts Schweiz ein, dessen Strategie fir den Alpinraum
ihrer Ansicht nach zu wenig differenziert ausgefallen war. In Erhalt und Nutzung
natlrlicher Ressourcen, der Starkung der alpinen Zentren, der verbesserten
Erschliessung mit Verkehrs- und Kommunikationsinfrastruktur sowie im Ausbau und der
optimierten Nutzung der Wasserkraft sehen die Gebirgskantone die vier
vordringlichsten Handlungsfelder zur erfolgreichen Entwicklung des Alpenraums. °

Sozialpolitik

Soziale Gruppen
Migrationspolitik

Die Erziehungsdirektorenkonferenz der Ostschweizer Kantone, auf deren Gebiet die
Forderung nach getrennten Klassen besonders haufig gestellt wird, will ebenfalls keine
Separierung von deutsch- und fremdsprachigen Schulkindern. Durch eine dauerhafte
Trennung wuirden die Integrationsprobleme auf die Zeit nach der Volksschule
verschoben. Hingegen sei die vorubergehende Differenzierung im Deutschunterricht
ein effektiv gangbarer Weg zur Vorbereitung der schulischen Integration. Sie hielt sich
dabei an die bereits mehrfach von der gesamtschweizerischen
Erziehungsdirektorenkonferenz (EDK) vorgebrachte Empfehlung, wonach alle in der
Schweiz lebenden fremdsprachigen Kinder in die Regelschule einzugliedern und
jegliche Diskriminierungen zu vermeiden seien. Die Integration musse aber immer auch
das Recht des Kindes respektieren, gleichzeitig die Sprache und Kultur des
Heimatlandes zu pflegen. Aus diesem Grund gibt es seit mehreren Jahren in
verschiedenen Kantonen Lehrkréfte flr heimatliche Sprache und Kultur (sogenannte
~HSK-Lehrer™). Dahinter steht der Gedanke, dass durch das Bewusstwerden der eigenen
Wurzeln die Identitatsfindung unterstutzt und damit die Integration erst moglich wird.
Diese Schulung versteht sich je nachdem auch als Beitrag zur Riickkehrhilfe. So wurden
in mehreren Kantonen und Gemeinden der Schweiz vorlaufig aufgenommene
kosovarische Kinder in separaten Schulklassen auf Albanisch unterrichtet, gleichzeitig
aber auch mit den Grundzugen der im Umfeld gesprochenen Landesprache vertraut
gemacht. Damit soll vermieden werden, dass sie bei ihrer Rickkehr in die Heimat noch
durch zusatzliche schulische Defizite belastet werden; bei einem dauerndem
Aufenthalt in der Schweiz wiirde diese differenzierte Schulung den Ubergang in eine
Regelklasse erleichtern. ¢

Die Eidgendssische Kommission gegen Rassismus (EKR) sprach sich ebenfalls ganz
vehement gegen eine langerdauernde schulische Trennung von einheimischen und
auslandischen Kindern aus, da diese diskriminierend sei, die Ghettobildung férdere und
zu einer Apartheid-Gesellschaft flihre. Getrennter Schulunterricht wirde die
Integration der ausléandischen Kinder erschweren und damit langerfristig auch das
friedliche Zusammenleben von Schweizern und Ausléndern gefahrden. Die EKR betonte,
sie nehme die Besorgnis vieler Eltern ernst, die Bildungschancen ihrer Kinder wirden in
Schulklassen mit hohem Auslanderanteil beeintrachtigt. Doch gehe es nicht an,
deswegen eine willkirlich definierte Gruppe von Schulkindern zu benachteiligen;
anzustreben seien vielmehr Verbesserungen

fiir alle. Dazu kann nach EKR auch ein pédagogisch begrindeter und befristet
getrennter Unterricht gehoren, so etwa die Integrationsklassen, in denen auslandische
Kinder intensiven Unterricht in der Landessprache erhalten, um dann nach spatestens
einem Jahr in die Regelklasse zu wechseln.’
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Wie bereits im Vorjahr angeklndigt, grindeten Vertreter der wichtigsten
Auslédnderkolonien im Maéarz ein Forum fiir die Integration von Migranten und
Migrantinnen. Es will einerseits Diskussionsplattform sein, andererseits zu einem
gewichtigen Gesprachspartner der Bundesbehdrden und anderer Institutionen werden.
Die EKA Ubernahm den Betriebskredit des Forums fir die ersten sechs Monate (rund
300 000 Fr.), will spater aber héchstens einen Drittel beisteuern. ®

Politbeobachter waren sich einig, dass die Asyl- und Auslédnderpolitik ein Hauptthema
im Wahlkampf 2003 sein wird. Das (und die gleichzeitig anstehende Revision von
Auslander- und  Asylrecht) veranlasste alle Bundesratsparteien, sich mit
Positionspapieren zu Wort zu melden, wobei zum Teil vom bisherigen ideellen
Gedankengut der Partei abgewichen wurde, um Forderungen nach einer restriktiveren
Auslander- und Asylpolitik nicht kampflos der SVP zu dUberlassen. Als erste der
Bundesratsparteien legte die Geschaftsleitung der SP ihr neues Konzept fur die kinftige
Migrationspolitik der Schweiz vor. Das unter der Federfihrung von Nationalratin Aeppli
(ZH) entstandene Papier sorgte in der Partei zum Teil fur hitzige Diskussionen, wurde
darin doch eine Abkehr von der bisherigen SP-Haltung postuliert, wonach alle
Auslanderinnen und Ausléander in der Schweiz zugelassen werden sollen, die hier Arbeit
finden. Aeppli begriindete die Neuausrichtung mit der Angst vieler Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer vor ausléandischer Konkurrenz. Jenen Parteimitgliedern, die
Zulassungsbegrenzungen als Tabubruch empfinden, entgegnete sie, wichtiger als neue
Arbeitskrafte ins Land zu holen, sei es, die Chancen der hier lebenden zu verbessern.
Eine Diskriminierung bei der Zulassung musse mittelfristig in Kauf genommen werden,
dafur sei aber die Gleichbehandlung aller Zugelassenen zu garantieren, etwa was den
Familiennachzug betrifft, die Berufsbildung oder die Arbeitsbedingungen. Das Papier
wurde von der Delegiertenversammlung gegen die Opposition der beiden
Nationalratinnen Vermot (BE) und Garbani (NE) angenommen. ’

Die Unterstitzungskomitees fir die auf 70 000 bis 300 000 geschatzten Sans-Papiers
(Personen, die oft schon seit Jahren ohne giltige Aufenthaltspapiere in der Schweiz
leben und arbeiten) hielten an ihrer Forderung nach einer kollektiven
Aufenthaltsregelung fest, signalisierten aber Bereitschaft, diese nicht allen Betroffenen
automatisch zu gewéhren, sondern an bestimmte Kriterien zu kntpfen. Da die
individuelle Hartefallprifung keine echte Perspektive sei und weder von den
Papierlosen noch von den Kantonen wirklich genutzt werde, sollte der Aufenthalt all
jener Personen kollektiv regularisiert werden, die seit langerer Zeit in der Schweiz
leben, in einem sozialen Netz integriert sind und sich keiner schwer wiegenden Straftat
schuldig gemacht haben. Flr eine schnelle und moglichst unbirokratische Legalisierung
sprach sich auch die Gewerkschaft GBI aus. Nach ihren Vorstellungen sollten alle Sans-
Papiers, die seit mindestens einem Jahr in der Schweiz leben und einen
Arbeitsnachweis sowie eine Wohnadresse vorweisen konnen, vorerst einmal eine
Jahresbewilligung erhalten. Bis Ende Oktober wurden den Bundesbehdrden von den
Kantonen 212 Dossiers, 590 Personen betreffend, eingereicht; 346 Personen erhielten
eine provisorische Aufenthaltsbewilligung. Mitte Dezember trafen sich in Bern
Vertreter von Kantons- und Bundesbehdérden mit den Unterstitzungskomitees der
Papierlosen und den Gewerkschaften zu einem runden Tisch, an dem keine Lésung des
Problems gefunden werden konnte, wo aber zumindest Einverstandnis herrschte, den
Dialog weiter zu fihren.

En aolt, I'annonce par I'OFS du passage de la barre des huit millions d"habitants en
Suisse a remis au centre du débat la politique envers les étrangers. Les médias ont
rappelé les solutions proposées par les partis politiques pour limiter la croissance.
Parmi les solutions discutées, on retrouve I'initiative contre I'immigration de masse de
I'UDC, les tours de vis dans le domaine des naturalisations pour le PDC, les restrictions
du droit au regroupement familial pour le PLR ou encore la limitation de I'immigration
pour les initiants d’Ecopop. "
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Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Kirchen und religionspolitische Fragen

2017 wurde in Ziurich der Verein «Qualitdtssicherung der Muslimischen Seelsorge in
offentlichen Institutionen» (QuaMS) gegrindet, der eine muslimische Seelsorge im
Kanton anbieten soll. Die Tragerschaft setzt sich aus den Islamischen Organisationen in
Zurich (VIOZ) und dem Kanton Zirich zusammen. Unterstitzt wurde der Verein von der
reformierten und der katholischen Kirche. Mit dem Projekt «Ziirich-Kompetenz>» schuf
die QuaMS ausserdem eine Weiterbildung fiir muslimische Betreuungspersonen,
welche es in der Schweiz so sonst nicht gebe, wie der Kanton Zurich auf seiner
Homepage schrieb. Das Schweizerische Zentrum fir Islam und Gesellschaft (SZIG) der
Universitat Freiburg mit dieser Weiterbildung flir angehende Seelsorgende betreut.

Nachdem das SEM 2018 aufgrund fehlender Finanzierungsmoglichkeiten das
Pilotprojekt fir eine muslimische Seelsorge in den Ziircher Bundesasylzentren trotz
positiver Ergebnisse eingestellt hatte, flihrte der Verein QuaMS das Angebot ab Sommer
2018 weiter. Neben den bisherigen Geldgebern wurde das Projekt von 2020 bis 2021
auch durch das fedpol im Rahmen des Nationalen Aktionsplans zur Verhinderung und
Bekampfung von Radikalisierung und gewalttatigem Extremismus unterstitzt. "

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Grosse Parteien

Als Reaktion auf das Ja zur Masseneinwanderungsinitiative forderte Parteipréasident
Christian Levrat in einem ganzseitigen offenen Brief im "Blick" eine Umsetzung des
Begehrens, die moglichst nahe am Volkswillen sei. Die Initiative sei auf dem Land
angenommen, in der Stadt aber verworfen worden. Deshalb seien die Massnahmen fir
die Umsetzung vor allem auf die landlichen Regionen zu konzentrieren. Levrat forderte
neben einer Verscharfung des Raumplanungsgesetzes und der wortgetreuen Umsetzung
der Zweitwohnungsinitiative auch eine Beschrénkung der Zahl auslandischer
Arbeitskréfte fir die Landwirtschaft, mehr Kontrollen gegen Schwarzarbeit in landlichen
Gebieten oder die Erhdéhung von Hypozinsen in peripheren Regionen. Wenn
Kontingentsysteme eingefihrt wirden, so mussten diese nach Branchen und Kantonen
festgelegt werden, wobei die Stadte die grossten Kontingente an ausléndischen
Facharbeitern erhalten missten. Mit diesen Forderungen wollte Levrat provozieren und
die SVP-Versprechungen ‘"entlarven". Er weckte dabei zahlreiche empodrte
Gegenreaktionen der Initianten. Ende Juni veroffentlichten die Sozialdemokraten dann
ihre ernster gemeinten Vorschlage far eine Umsetzung der
Masseneinwanderungsinitiative. Sie wandten sich gegen die Idee von Kontingenten und
wollten der Abhéangigkeit von auslandischen Fachkraften durch innenpolitische
Reformen Herr werden. Frauen und éltere Arbeitnehmende mussten im Markt behalten
werden. Zudem soll ein von Arbeitgebern gespeister Fonds geschaffen werden, mit dem
die Kosten fur die Integration gedeckt werden sollen. Firmen, die auslandische
Fachkrafte engagieren, mussten in diesen Fonds einzahlen. Zudem sollen
Steuerprivilegien fur Auslander - etwa die Pauschalbesteuerung - abgeschafft werden.
Parteiintern stiessen die Forderungen allerdings auch auf Skepsis. Es sei nicht an der
SP, fur eine fremdenfeindliche SVP-Initiative vdlkerrechtlich  vertragliche
Umsetzungskonzepte zu finden - gab etwa Cedric Wermuth (sp, AG) zu Protokoll. Das
Papier wurde an der Delegiertenversammlung Ende Oktober in Liestal ausfihrlich und
emotional diskutiert. Letztlich wurde es gutgeheissen, aber auf Antrag der St. Galler und
der Waadtlander Kantonalsektion wurde die Idee des Integrationsfonds gestrichen.
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Linke und 6kologische Parteien

Im Zusammenhang mit einem Bundesgerichtsurteil, das Urnenentscheide Uber
Einblrgerungen als verfassungswidrig bewertet, forderten die Grunen eine
Migrationspolitik, welche auf der Anerkennung der Menschenrechte grindet und
konsequent die Integration férdert; obligatorische Deutschkurse lehnten sie jedoch ab.
Die Einburgerungsfrist solle auf acht Jahre gesenkt, die zweite und die dritte
Auslédndergeneration automatisch eingeburgert werden. '

In der Umweltpolitik waren die Grlinen lange Zeit Themenfihrer und die zunehmende
Konkurrenz aller etablierten Parteien in diesem Bereich kénnte eigentlich als Erfolg der
GP gewertet werden. Allerdings musse man darauf achten, dass die GP in ihren
Kernthemen weiterhin als relevant und glaubwurdig wahrgenommen werde. Man wolle
in Policies wie griine Wirtschaft, Atomausstieg, Raumplanung und Verkehr die fuhrende
Partei bleiben, gaben die neuen Parteiprasidentinnen an der Delegiertenversammlung
Anfang November in Bimpliz zu Protokoll. *

Die Grlnen feierten 2013 ihr 30-jahriges Bestehen. Die verschiedenen in den 1970er
Jahren entstandenen kantonalen und kommunalen Okologiebewegungen hatten sich
1983 zur Foderation der grinen Parteien zusammengeschlossen. In Biel wurde Ende
April auf dieses Ereignis angestossen. Seit den eidgendssischen Wahlen 2011 standen
die Grunen allerdings unter keinem guten Stern. Bereits damals mussten sie eine herbe
Niederlage einstecken, 2012 und auch im Berichtjahr setzte sich dieser negative Trend
auch bei den kantonalen Parlamentswahlen fort. Als ein Grund fir die Formschwéache
der GP wurde in der Presse der Verlust der Fuhrerschaft in Umweltthemen diskutiert.
Der Atomausstieg ist beschlossen, Raumplanung, Nachhaltigkeit oder Mobilitat sind
Themen, die auch von birgerlichen Parteien bearbeitet werden. Regula Rytz (BE), Co-
Prasidentin der Grinen Partei Schweiz begrusste freilich in einem Interview am Anfang
des Berichtjahrs diesen Trend: Themen, die friher belédchelt worden seien, wiirden
jetzt ernst genommen. Auf diesem Erfolg durfe sich die GP aber nicht ausruhen, weil es
zum Beispiel in der Atompolitik - die GP hatte eine Ausstiegsinitiative lanciert - noch
viel zu tun gebe und noch immer Uberzeugungsarbeit geleistet werden miisse. Der
Partei wurde auch vorgeworfen, zu wenig pragmatisch und haufig zu ideologisch zu
agieren. Eine ernsthafte Oppositionspolitik kdnne sie zudem erst betreiben, wenn sie
sich von der SP emanzipiere, mit der sie zu haufig paktiere. Ein weiterer Grund fir die
Verluste der Grunen wurde zudem in der GLP ausgemacht, die als liberale Version der
Grlnen in der Mitte die Wahlerschaft abgrabe. Trotz dieser Konkurrenz setzte sich Rytz
fur die Wahlen 2015 10% Wahleranteil zum Ziel. ¢

Verbande
Industrie, Handel und Unternehmer

Die Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative (MEI) flhrte zum Streit zwischen
den beiden grossten  Wirtschaftsverbanden  Economiesuisse und dem
Gewerbeverband (SGV). Gleich zu Beginn des Jahres knallte es zwischen den beiden,
nachdem sich der Arbeitgeberverband und die Wirtschaftsverbdnde Economiesuisse,
Swissmem und Scienceindustries in einem ,Vorschlag der Wirtschaft® zur Umsetzung
der MEI anstatt fur Kontingente fur eine Schutzklausel stark machten. In ihren Augen
soll die Zuwanderung grundsatzlich offengelassen und erst nach dem Erreichen einer
gewissen Schwelle, die vom Bundesrat definiert werden soll, beschrankt werden. Noch
gleichentags verschickte der SGV eine Medienmitteilung mit dem Titel ,Keine Wirtschaft
ohne Schweizer KMU und Gewerbe®. Der SGV zeigte sich darin verargert, dass die vier
Verbande ihren Vorschlag als generelle Position der Wirtschaft bezeichneten und
deutete dies als eine ,Irrefihrung der &ffentlichen Meinung®. Denn der SGV, dessen
KMU zwei Drittel aller Arbeitsplatze stellten und der damit die ,Nummer 1" unter den
Wirtschaftsverbédnden sei, unterstitze die Schutzklausel nicht, hiess es im
Communiqué. Obwohl der SGV mit Economiesuisse einigging, dass die Kindigung der
Bilateralen ,schwerwiegende negative Folgen™ fur die KMU hatte, glaubte der Verband
nicht daran, dass die vier Verbande die Wirtschaft freiwillig beschranken wirden. Der
SGV beflrchtete, dass mit einer Schutzklausel die Einwanderungsschwelle zu hoch
angesetzt wirde, was dem Volkswillen nicht gerecht werde und auch nicht im Interesse
der KMU sei. Man wolle deshalb die Botschaft des Bundesrats abwarten und bis dahin
dessen Verhandlungsposition nicht durch eine ,wenig durchdachte Serie theoretischer
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Vorschlage™ unnoétig schwachen. An einem Treffen der Wirtschaftsdachverbénde Mitte
Februar in Lausanne - die Stimmung wurde von einem Teilnehmer als unheimlich
bezeichnet - konnten sich die beiden Verbande neben der Migrationsthematik auch bei
der Rentenreform und beim neuen RTVG, gegen das der SGV das Referendum ergriffen
hatte, nicht einigen. Obwohl die Medien den Schlagabtausch dankbar annahmen, wurde
auch etwas wehmutig den Zeiten gedacht, als die vormaligen FDP-Nationalrate Gerold
Blhrer (Economiesuisse) und Edi Engelberger (SGV) die beiden Wirtschaftsverbande
flhrten und ihre Differenzen jeweils beim Jassen kléarten.

Ebenfalls zu Beginn des Jahres veroffentlichte der SGV im Hinblick auf die
Parlamentswahlen im Herbst ein Rating, das die derzeitigen National- und Stéanderate
betreffend ihrer KMU-Freundlichkeit bewertete. Zum Arger der Mitte-Rechts-Parteien
trat die SVP dabei mit Abstand als KMU-freundlichste Partei hervor: Geméass dem Rating
gehoren 40 der 50 KMU-freundlichsten Nationalrdte der SVP an; im Standerat belegen
vier der funf SVP-Sténderate die ersten vier Platze. Weil bekannte KMU-nahe Politiker
aus CVP und FDP zum Teil weit abgeschlagen waren, kritisierten CVP-Prasident
Christophe Darbellay und FDP-Prasident Philipp Muller das Rating heftig. Es wirden zu
viele Geschéafte bewertet und deren Gewichtung sei unverhéaltnismassig, so ihr Fazit. So
wirde die Haltung eines Parlamentariers zur MEI als ebenso wichtig beurteilt wie die
Haltung zur Einheitskrankenkasse oder zur Autobahnvignette, obwohl die MEI fir die
Wirtschaft ,hundertmal wichtiger® sei, sagte etwa Darbellay. Fir Miller und Darbellay
fiel im Rating, das 169 KMU-relevante Parlamentsgeschafte bewertete, die
unterstitzende Haltung der SVP-Politiker zur MEI und damit die potenzielle Gefahrdung
der Bilateralen Vertrage mit der EU zu wenig ins Gewicht.

In den Medien wurde daraufhin einerseits die Emanzipation des SGV von der
Economiesuisse in den Fokus genommen, andererseits die Nahe des SGV zur SVP
untersucht. Die Emanzipation des SGV setzte 2013 ein, als Economiesuisse als
Kampagnenfuhrerin gegen die Abzocker-Initiative an der Urne eine herbe Niederlage
einstecken musste. Aufgrund der dadurch verursachten Krise bei Economiesuisse,
Ubernahm in der Folge der SGV die Kampagnenfuhrung gegen die 1:12- und gegen die
Mindestlohn-Initiative - beides Male erfolgreich. Dadurch gewann der SGV an
Selbstbewusstsein, was auch SGV-Prasident Jean-Francois Rime gegentber der Zeitung
Le Temps bezeugte: Die Zeiten, als der SGV als Koffertrager der Economiesuisse
fungierte, seien vorbei. Der Machtkampf wurde von den Medien allerdings relativiert,
weil die gegenseitige Abhangigkeit der Verbande offensichtlich war. Denn obwohl
Economiesuisse die Kampagnenfihrung bei den jungsten Abstimmungen dem SGV
Uberliess, finanzierte sie zu grossen Teilen die Kampagnen und trug dadurch wesentlich
zu deren Erfolgen bei. Das mediale Fazit lautete: Fliir den SGV sind die Giftpfeile gegen
Economiesuisse identitatsstiftend, im Grunde wissen aber beide, dass es ohne den
Anderen nicht geht.

Die SVP-Nahe des Gewerbeverbands fand nicht erst mit dem umstrittenen KMU-Rating
im Januar den Weg in die 6ffentliche Debatte: Mitte-rechts-Parteien monierten schon
langer, der SGV stehe unter zunehmendem Einfluss der SVP. Erste Hinweise gab es
2010: Jahrelang war der SGV von einem FDP-Vertreter prasidiert worden, bis 2010 mit
Bruno Zuppiger ein SVP-Nationalrat das Prasidium Ubernahm. Nach der politischen
Affare Zuppiger und dessen Rucktritt sowohl als Nationalrat als auch als SGV-Prasident
konnte mit Jean-Francois Rime das Spitzenamt in SVP-Hand behalten werden. Es war
aber insbesondere die MEI, die Nahrboden flr Zweifel an der Unabhéngigkeit des SGV
von der SVP bot. Zwar sprach sich der SGV an der Seite der restlichen
Wirtschaftsverbéande im Vorfeld der Abstimmung klar gegen die Initiative aus, allerdings
blsste der Verband an Glaubwurdigkeit ein, weil Rime Mitglied des Initiativkomitees der
MEI war. Auch dass der SGV bei der Umsetzung der MEI den Alleingang antrat und nicht
eine gemeinsame Position mit den anderen Wirtschaftsverbanden vertrat, wurde auf
die SVP-Nahe des Verbands zurlckgefihrt. Direktor Hans-Ulrich Bigler, der selber im
Herbst des gleichen Jahres flr die FDP in den Nationalrat gewahlt wurde, widersprach
dieser Auslegung. Der Vorstand und die Gewerbekammer - das Parlament des SGV -
seien beide parteipolitisch breit abgestutzt und ausgewogen mit Vertretern aller
wichtigen burgerlichen Parteien besetzt, sagte er gegeniiber der Sonntagszeitung.
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Die Frage, wie die Volksinitiative ,Gegen Masseneinwanderung® der SVP umgesetzt
werden sollte, liess die drei grossen Wirtschaftsverbande auch im Jahr 2016 gespalten.
Bevor das Geschéft in den Nationalrat kam, liess der Gewerbeverband (SGV) verlauten,
dass er Kontingente und Ho&chstzahlen ablehne und sich stattdessen flr einen
~niederschwelligen™ Inlandervorrang einsetze. Das Bekenntnis des Gewerbeverbands zu
einer sanften Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative war fir die Medien eine
Uberraschung, da der Verband zuletzt durch seine Nahe zur SVP aufgefallen war.
Verbandsdirektor Hans-Ulrich Bigler sagte diesbezlglich in einem Interview mit dem
Tagesanzeiger, dass es intern ,keine grosse Opposition™ gegen diese Position gegeben
habe und sich auch SVP-Vertreter daflir ausgesprochen héatten. Economiesuisse und
der Arbeitgeberverband (SAV) hingegen sprachen sich vor der Nationalratsdebatte fur
eine strengere Umsetzung der Volksinitiatve aus. Zwar beflrworteten auch sie in einer
ersten Phase eine milde Umsetzung. Sollte sich diese aber als wirkungslos herausstellen,
sollte der Bundesrat in einer zweiten Phase die Moglichkeit haben, strengere
Massnahmen zu ergreifen, notfalls auch ohne Einwilligung der EU. Economiesuisse
schwenkte jedoch um, nachdem sich der Nationalrat Mitte September flr einen
JInlandervorrang light™ ausgesprochen hatte, der mit den Bilateralen Vertréagen
kompatibel war. Man sei ,erfreut™ Gber den Entscheid des Nationalrats, hiess es in einer
Medienmitteilung des Verbands. Der Arbeitgeberverband hingegen pochte weiterhin
darauf, dass die Schweiz auch ohne Zustimmung der EU Abhilfemassnahmen einfiihren
kénnen solle - jedoch erfolglos, wie die endglltige Ausarbeitung des Gesetzes im
Dezember zeigte.

Kritik musste in der Folge vor allem Economiesuisse einstecken, deren Verbandsspitze
um Prasident Heinz Karrer und Direktorin Monika Ruhl Fihrungsschwéache vorgeworfen
wurde. Anstatt bei einem Europa-Geschaft — einem Kerndossier von Economiesuisse -
eine FuUhrungsrolle einzunehmen, habe man sich hinter dem Arbeitgeberverband
versteckt, resimierte etwa die NZZ.

Verkehr

Die Autoimporteur-Vereinigung, die bisher nicht flr politische Einflussnahme bekannt
war, wollte mit einer Kampagne vor den Wahlen mdglichst viele autofreundliche
Politiker ins Parlament bringen. Die Automobilbranche fiurchtete sich vor einer
Vervielfachung der Kosten flr Automobilisten und rechnete vor, dass sich die Ausgaben
pro Jahr flr ein Auto in den nachsten Jahren verdoppeln wirden. Der Verkehrs-Club
der Schweiz (VCS) kritisierte diese Aussagen in einer Stellungnahme und sprach davon,
dass es die BenuUtzer des offentlichen Verkehrs seien, welche der Bundesrat in den
nachsten Jahren Gberméssig zur Kasse bitten wolle.
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